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Änderungsantrag 1
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

– gestützt auf die Interinstitutionelle 
Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 
zwischen dem Europäischen Parlament, 
dem Rat und der Kommission über die 
Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit 
im Haushaltsbereich und die 
wirtschaftliche Haushaltsführung sowie 
über neue Eigenmittel, einschließlich 
eines Fahrplans im Hinblick auf die 
Einführung neuer Eigenmittel4,

entfällt

_________________
4 ABl. L 433, 22.12.2020, S.  28, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/agree_interinstit/
2020/1222/oj.

Or. en

Änderungsantrag 2
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

– gestützt auf den Beschluss (EU, 
Euratom) 2020/2053 des Rates vom 
14. Dezember 2020 über das 
Eigenmittelsystem der Europäischen 
Union und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2014/335/EU, Euratom5,

entfällt

_________________
5 ABl. L 424, 15.12.2020, S. 1, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dec/2020/2053/oj.

Or. en
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Änderungsantrag 3
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Erwägung E

Entschließungsantrag Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass aufgrund 
dieser Anpassungen zusätzliche BNE-
Beiträge in Höhe von 31,9 Mio. EUR 
erforderlich sind, um den Bedarf an Mitteln 
für Zahlungen zu decken;

E. in der Erwägung, dass aufgrund 
dieser Anpassungen zusätzliche BNE-
Beiträge in Höhe von 31,9 Mio. EUR 
erforderlich sind, um den Bedarf an Mitteln 
für Zahlungen zu decken, worin sich die 
anhaltende Bereitschaft zeigt, die 
Belastung der Mitgliedstaaten und ihrer 
Steuerzahler zu erhöhen;

Or. en

Änderungsantrag 4
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. nimmt den von der Kommission 
vorgelegten Entwurf des 
Berichtigungshaushaltsplans Nr. 3/2025 
und insbesondere die insgesamt sehr 
geringen Auswirkungen auf die BNE-
Beiträge der Mitgliedstaaten zur Kenntnis, 
die sich daraus ergeben, dass der höhere 
Zahlungsbedarf durch zusätzliche 
Einnahmen ausgeglichen wird;

1. missbilligt die Darlegungen der 
Kommission im Entwurf des 
Berichtigungshaushaltsplans Nr. 3/2025, 
wonach trotz des außergewöhnlichen 
Anstiegs der Einnahmen aus Geldbußen 
und Strafzahlungen sowie der 
Mehreinnahmen bei den traditionellen 
Eigenmitteln immer noch zusätzliche 
BNE-Beiträge in Höhe von 31,9 Mio. 
EUR gefordert werden; betont, dass ein 
solcher Rückgriff auf eine 
unausgewogene Haushaltsführung 
zurückzuführen ist und die Tendenz der 
Kommission bestätigt, die finanzielle 
Belastung systematisch auf die 
Mitgliedstaaten zu verlagern, anstatt ihre 
Ausgaben zu kontrollieren und die 
vorhandenen Einnahmen effizienter zu 
nutzen;
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Or. en

Änderungsantrag 5
Joachim Streit

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. nimmt den von der Kommission 
vorgelegten Entwurf des 
Berichtigungshaushaltsplans Nr. 3/2025 
und insbesondere die insgesamt sehr 
geringen Auswirkungen auf die BNE-
Beiträge der Mitgliedstaaten zur Kenntnis, 
die sich daraus ergeben, dass der höhere 
Zahlungsbedarf durch zusätzliche 
Einnahmen ausgeglichen wird;

1. nimmt den von der Kommission 
vorgelegten Entwurf des 
Berichtigungshaushaltsplans Nr. 3/2025 
und insbesondere die insgesamt sehr 
geringen Auswirkungen auf die BNE-
Beiträge der Mitgliedstaaten zur Kenntnis, 
die sich daraus ergeben, dass der höhere 
Zahlungsbedarf durch zusätzliche 
Einnahmen ausgeglichen wird; betont, dass 
haushaltspolitische Zurückhaltung und 
eine wirtschaftliche Verwendung von 
Steuergeldern weiterhin Leitprinzipien bei 
allen Haushaltsentscheidungen bleiben 
müssen;

Or. en

Änderungsantrag 6
Auke Zijlstra

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. begrüßt die Aufstockung der Mittel 
für Zahlungen beim Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) um 
2 Mrd. EUR in Verbindung mit den 
Aufstockungen für die gemeinsame 
Agrarpolitik im Rahmen der diesjährigen 
globalen Mittelübertragung (DEC 15/25) 
als Zeichen dafür, dass die 
Programmdurchführung nach einem 
besorgniserregend langsamen Anlauf im 
Finanzierungszeitraum 2021-2027 an 

2. bedauert die Aufstockung der 
Mittel für Zahlungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
um 2 Mrd. EUR in Verbindung mit den 
Aufstockungen für die gemeinsame 
Agrarpolitik im Rahmen der diesjährigen 
globalen Mittelübertragung (DEC 15/25); 
stellt fest, dass die Programmdurchführung 
offenbar an Fahrt gewinnt;
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Fahrt gewinnt; betont, dass die 
Aufstockung der Strukturfonds und der 
GAP-Mittel von entscheidender 
Bedeutung ist, wenn es darum geht, die 
Kontinuität der landwirtschaftlichen 
Stützungsregelungen aufrechtzuerhalten, 
die Ernährungssicherheit zu 
gewährleisten und eine nachhaltige 
Entwicklung des ländlichen Raums zu 
fördern; stellt fest, dass diese Maßnahmen 
besonders wichtig sind, um die 
Widerstandsfähigkeit des Agrarsektors zu 
stärken und das sozioökonomische 
Gleichgewicht in ländlichen Gebieten zu 
wahren; weist erneut darauf hin, dass 
sich diese Aufstockungen und die 
Anpassungen der Mittel für Zahlungen 
im Rahmen der globalen 
Mittelübertragung (DEC 15/2025) 
gegenseitig ergänzen;

Or. en

Änderungsantrag 7
Dick Erixon

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. begrüßt die Aufstockung der Mittel 
für Zahlungen beim Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) um 
2 Mrd. EUR in Verbindung mit den 
Aufstockungen für die gemeinsame 
Agrarpolitik im Rahmen der diesjährigen 
globalen Mittelübertragung (DEC 15/25) 
als Zeichen dafür, dass die 
Programmdurchführung nach einem 
besorgniserregend langsamen Anlauf im 
Finanzierungszeitraum 2021-2027 an Fahrt 
gewinnt; betont, dass die Aufstockung der 
Strukturfonds und der GAP-Mittel von 
entscheidender Bedeutung ist, wenn es 
darum geht, die Kontinuität der 
landwirtschaftlichen Stützungsregelungen 
aufrechtzuerhalten, die 

2. bedauert die Aufstockung der 
Mittel für Zahlungen beim Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
um 2 Mrd. EUR in Verbindung mit den 
Aufstockungen für die gemeinsame 
Agrarpolitik im Rahmen der diesjährigen 
globalen Mittelübertragung (DEC 15/25) 
als Zeichen dafür, dass die 
Programmdurchführung nach einem 
besorgniserregend langsamen Anlauf im 
Finanzierungszeitraum 2021-2027 an Fahrt 
gewinnt; betont, dass die Aufstockung der 
Strukturfonds und der GAP-Mittel von 
entscheidender Bedeutung ist, wenn es 
darum geht, die Kontinuität der 
landwirtschaftlichen Stützungsregelungen 
aufrechtzuerhalten, die 
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Ernährungssicherheit zu gewährleisten und 
eine nachhaltige Entwicklung des 
ländlichen Raums zu fördern; stellt fest, 
dass diese Maßnahmen besonders wichtig 
sind, um die Widerstandsfähigkeit des 
Agrarsektors zu stärken und das 
sozioökonomische Gleichgewicht in 
ländlichen Gebieten zu wahren; weist 
erneut darauf hin, dass sich diese 
Aufstockungen und die Anpassungen der 
Mittel für Zahlungen im Rahmen der 
globalen Mittelübertragung (DEC 15/2025) 
gegenseitig ergänzen;

Ernährungssicherheit zu gewährleisten und 
eine nachhaltige Entwicklung des 
ländlichen Raums zu fördern; stellt fest, 
dass diese Maßnahmen besonders wichtig 
sind, um die Widerstandsfähigkeit des 
Agrarsektors zu stärken und das 
sozioökonomische Gleichgewicht in 
ländlichen Gebieten zu wahren; weist 
erneut darauf hin, dass sich diese 
Aufstockungen und die Anpassungen der 
Mittel für Zahlungen im Rahmen der 
globalen Mittelübertragung (DEC 15/2025) 
gegenseitig ergänzen;

Or. en

Änderungsantrag 8
Joachim Streit

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. fordert weiterhin nachdrücklich 
eine beschleunigte Umsetzung der 
Maßnahmen im Rahmen des EFRE, des 
ESF+ und des Instruments für finanzielle 
Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und 
Visumpolitik (BMVI); begrüßt, dass die 
Plattform „Strategische Technologien für 
Europa“ (STEP) schneller auf Akzeptanz 
stieß als erwartet; erwartet, dass die 
zusätzlichen Mittel für Zahlungen im 
Zusammenhang mit der STEP-Plattform, 
die sich auf mehr als 3 Mrd. EUR 
belaufen, rasch und effektiv für die 
spezifischen Ziele gemäß den jeweiligen 
Basisrechtsakten verwendet werden;

3. fordert weiterhin nachdrücklich 
eine beschleunigte und ergebnisorientierte 
Umsetzung der Maßnahmen im Rahmen 
des EFRE, des ESF+ und des Instruments 
für finanzielle Hilfe im Bereich 
Grenzverwaltung und Visumpolitik 
(BMVI); fordert die Kommission auf, 
dafür zu sorgen, dass die Umsetzung 
effizient, transparent und verhältnismäßig 
erfolgt und unnötiger 
Verwaltungsaufwand vermieden wird; 
begrüßt, dass die Plattform „Strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
schneller auf Akzeptanz stieß als erwartet 
und geht davon aus, dass die zusätzlichen 
Zahlungen in Höhe von mehr als 3 Mrd. 
EUR rasch und in voller Übereinstimmung 
mit messbaren Zielen gemäß 
den jeweiligen Basisrechtsakten verwendet 
werden;

Or. en
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Änderungsantrag 9
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. nimmt den jüngsten Sachstand in 
Bezug auf die partnerschaftlichen 
Abkommen über nachhaltige Fischerei 
zur Kenntnis und begrüßt, dass die 
Haushaltsbehörde im Einklang mit den 
einschlägigen Bestimmungen der IIV eine 
aktive Rolle bei der Freigabe der in die 
Reserve eingestellten Mittel entsprechend 
dem Inkrafttreten und der Anwendung 
der jeweiligen internationalen 
Durchführungsprotokolle spielt;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 10
Rasmus Andresen
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. nimmt den jüngsten Sachstand in 
Bezug auf die partnerschaftlichen 
Abkommen über nachhaltige Fischerei zur 
Kenntnis und begrüßt, dass die 
Haushaltsbehörde im Einklang mit den 
einschlägigen Bestimmungen der IIV eine 
aktive Rolle bei der Freigabe der in die 
Reserve eingestellten Mittel entsprechend 
dem Inkrafttreten und der Anwendung der 
jeweiligen internationalen 
Durchführungsprotokolle spielt;

4. nimmt den jüngsten Sachstand in 
Bezug auf die partnerschaftlichen 
Abkommen über nachhaltige Fischerei zur 
Kenntnis und hebt hervor, dass die 
Haushaltsbehörde im Einklang mit den 
einschlägigen Bestimmungen der IIV eine 
aktive Rolle bei der Freigabe der in die 
Reserve eingestellten Mittel entsprechend 
dem Inkrafttreten und der Anwendung der 
jeweiligen internationalen 
Durchführungsprotokolle spielt; fordert, 
dass der Beitrag der 
Fischereiunternehmen zu der von der 
Union gezahlten finanziellen 
Gegenleistung künftig erhöht wird;

Or. en
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Änderungsantrag 11
Joachim Streit

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. begrüßt die Einsparungen bei den 
Mitteln für Verpflichtungen (5 Mio. EUR) 
für das Instrument für technische 
Unterstützung (TSI), die sich aus 
Effizienzsteigerungen infolge 
wettbewerbsorientierter Vergabeverfahren 
ergeben;

6. begrüßt die Einsparungen bei den 
Mitteln für Verpflichtungen (5 Mio. EUR) 
für das Instrument für technische 
Unterstützung (TSI), die sich aus 
Effizienzsteigerungen infolge 
wettbewerbsorientierter Vergabeverfahren 
ergeben, und befürwortet weitere 
Bemühungen um Kosteneinsparungen 
und Leistungsverbesserungen bei allen 
Instrumenten;

Or. en

Änderungsantrag 12
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. nimmt das Tempo der Umsetzung 
von Reformen und die daraus 
resultierende Verlangsamung der 
Inanspruchnahme von Zahlungen im 
Rahmen der Ukraine-Fazilität zur 
Kenntnis; stellt fest, dass Teile der nicht 
in Anspruch genommenen Mittel auf das 
nächste Haushaltsjahr übertragen werden 
können; fordert alle beteiligten Akteure 
auf, Fortschritte bei Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Reformen und 
Investitionen zu erzielen, wie z. B. bei 
Mischfinanzierungsvereinbarungen;

entfällt

Or. en
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Änderungsantrag 13
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. nimmt zur Kenntnis, dass die 
Beiträge der Union zu verschiedenen 
dezentralen Agenturen angepasst wurden; 
ist der Ansicht, dass diese Anpassungen 
überwiegend technischer Natur sind; 
begrüßt diese Anpassungen, soweit 
dadurch die Inanspruchnahme von 
Ressourcen im Rahmen operativer 
Haushaltslinien wie LIFE, AMIF oder 
des Binnenmarktprogramms optimiert 
wird; bedauert jedoch, dass der Grund für 
die „Rückübertragung“ der Mittel für 
Verpflichtungen und Zahlungen von den 
jeweiligen Haushaltslinien für die 
Agenturen auf die Haushaltslinien für die 
entsprechenden Programme in 
Verzögerungen bei der Einstellung von 
Personal oder Verzögerungen bei der 
Einführung neuer politischer und 
legislativer Initiativen wie der Strategie 
für Investitionen für Kleinanleger (betrifft 
die ESMA und die EIOPA), des Asyl- und 
Migrationspakets (betrifft die EUAA), des 
Pakets zur Sicherheit des Seeverkehrs 
(betrifft die EMSA) oder des Vorschlags 
zu neuen genomischen Techniken 
(betrifft die EFSA) liegt;

8. nimmt die vorgeschlagenen 
Anpassungen des Beitrags der Union zu 
verschiedenen dezentralen Agenturen zur 
Kenntnis; betont, dass diese als rein 
technisch bedingt 
bezeichneten Anpassungen in Wahrheit 
eine mangelnde Haushaltsdisziplin und 
eine fragwürdige politische Ausrichtung 
erkennen lassen; betont, dass die 
Übertragung von 48 Mio. EUR an Mitteln 
für Verpflichtungen und 45 Mio. EUR 
an Mitteln für Zahlungen von der 
Asylagentur der Europäischen Union 
(EUAA) auf den Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds (AMIF), mit dem laut 
offiziellen Angaben die Umsetzung des 
Migrations- und Asylpakets unterstützt 
werden soll, ein Beispiel für ein 
kostspieliges, bürokratisches und 
unwirksames Modell der 
Migrationssteuerung ist, obwohl für 
dieses Paket im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung des mehrjährigen 
Finanzrahmens bereits zusätzliche 2 Mrd. 
EUR für den Zeitraum 2025–2027 
bereitgestellt wurden; stellt fest, dass trotz 
dieser sukzessiven Mittelaufstockungen 
die Zahl der irregulären Einreisen in der 
gesamten Union weiter zunimmt und die 
Zahl der tatsächlichen Rückführungen 
nach wie vor verschwindend gering ist; ist 
daher der Ansicht, dass es keine 
belastbaren Nachweise für die 
Wirksamkeit des Migrations- und 
Asylpakets gibt und eine weitere 
Aufstockung der Mittel aus dem AMIF 
nicht gerechtfertigt ist;

Or. en
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Änderungsantrag 14
Auke Zijlstra

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. nimmt zur Kenntnis, dass die 
Beiträge der Union zu verschiedenen 
dezentralen Agenturen angepasst wurden; 
ist der Ansicht, dass diese Anpassungen 
überwiegend technischer Natur sind; 
begrüßt diese Anpassungen, soweit 
dadurch die Inanspruchnahme von 
Ressourcen im Rahmen operativer 
Haushaltslinien wie LIFE, AMIF oder des 
Binnenmarktprogramms optimiert wird; 
bedauert jedoch, dass der Grund für die 
„Rückübertragung“ der Mittel für 
Verpflichtungen und Zahlungen von den 
jeweiligen Haushaltslinien für die 
Agenturen auf die Haushaltslinien für die 
entsprechenden Programme in 
Verzögerungen bei der Einstellung von 
Personal oder Verzögerungen bei der 
Einführung neuer politischer und 
legislativer Initiativen wie der Strategie 
für Investitionen für Kleinanleger (betrifft 
die ESMA und die EIOPA), des Asyl- und 
Migrationspakets (betrifft die EUAA), des 
Pakets zur Sicherheit des Seeverkehrs 
(betrifft die EMSA) oder des Vorschlags 
zu neuen genomischen Techniken 
(betrifft die EFSA) liegt;

8. nimmt zur Kenntnis, dass die 
Beiträge der Union zu verschiedenen 
dezentralen Agenturen angepasst wurden; 
ist der Ansicht, dass diese Anpassungen 
überwiegend technischer Natur sind; 
erinnert an den jüngsten 
Finanzierungsskandal im 
Zusammenhang mit LIFE, bei denen es 
um Verträge mit nichtstaatlichen 
Organisationen ging; verweist auf den 
zweiten Bericht über die Entlastung für 
die Ausführung der EU-Agenturen für 
das Haushaltsjahr 2023 
(2024/2030(DEC)), in dem auf die 
strukturellen Probleme bei der EU-
Asylagentur (EUAA) eingegangen wird;

Or. en

Änderungsantrag 15
Joachim Streit

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. nimmt zur Kenntnis, dass die 
Beiträge der Union zu verschiedenen 

8. nimmt zur Kenntnis, dass die 
Beiträge der Union zu verschiedenen 
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dezentralen Agenturen angepasst wurden; 
ist der Ansicht, dass diese Anpassungen 
überwiegend technischer Natur sind; 
begrüßt diese Anpassungen, soweit 
dadurch die Inanspruchnahme von 
Ressourcen im Rahmen operativer 
Haushaltslinien wie LIFE, AMIF oder des 
Binnenmarktprogramms optimiert wird; 
bedauert jedoch, dass der Grund für die 
„Rückübertragung“ der Mittel für 
Verpflichtungen und Zahlungen von den 
jeweiligen Haushaltslinien für die 
Agenturen auf die Haushaltslinien für die 
entsprechenden Programme in 
Verzögerungen bei der Einstellung von 
Personal oder Verzögerungen bei der 
Einführung neuer politischer und 
legislativer Initiativen wie der Strategie für 
Investitionen für Kleinanleger (betrifft die 
ESMA und die EIOPA), des Asyl- und 
Migrationspakets (betrifft die EUAA), des 
Pakets zur Sicherheit des Seeverkehrs 
(betrifft die EMSA) oder des Vorschlags 
zu neuen genomischen Techniken (betrifft 
die EFSA) liegt;

dezentralen Agenturen angepasst wurden; 
ist der Ansicht, dass diese Anpassungen 
überwiegend technischer Natur sind; 
begrüßt diese Anpassungen, soweit 
dadurch die Inanspruchnahme von 
Ressourcen im Rahmen operativer 
Haushaltslinien wie LIFE, AMIF oder des 
Binnenmarktprogramms optimiert wird; 
bedauert jedoch, dass der Grund für die 
„Rückübertragung“ der Mittel für 
Verpflichtungen und Zahlungen von den 
jeweiligen Haushaltslinien für die 
Agenturen auf die Haushaltslinien für die 
entsprechenden Programme in 
Verzögerungen bei der Einstellung von 
Personal oder Verzögerungen bei der 
Einführung neuer politischer und 
legislativer Initiativen wie der Strategie für 
Investitionen für Kleinanleger (betrifft die 
ESMA und die EIOPA), des Asyl- und 
Migrationspakets (betrifft die EUAA), des 
Pakets zur Sicherheit des Seeverkehrs 
(betrifft die EMSA) oder des Vorschlags 
zu neuen genomischen Techniken (betrifft 
die EFSA) liegt; fordert die Kommission 
und die betroffenen Agenturen auf, ihre 
Planungs- und Managementsysteme 
sowie ihre internen Kontrollsysteme zu 
stärken, um eine kosteneffiziente und 
rechtzeitige Umsetzung sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 16
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 8 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8a bedauert, dass die Mittel für das 
LIFE-Programm um 6,4 Mio. EUR 
aufgestockt wurden; betont, dass diese 
Ausgaben, deren Umweltauswirkungen 
nach wie vor ungewiss sind, häufig 
ideologische Entscheidungen 
widerspiegeln, die zu Lasten einer 
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strengen Bewertung ihrer Wirksamkeit 
getroffen wurden; ist der Ansicht, dass es 
verantwortlicher wäre, diese Mittel 
zugunsten strategischer Prioritäten wie 
Sicherheit, Landwirtschaft und 
Forschung umzuschichten; fordert die 
Kommission auf, der Verbreitung 
kostspieliger und ineffizienter Programme 
ein Ende zu bereiten;

Or. en

Änderungsantrag 17
Rasmus Andresen
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. unterstreicht und bekräftigt in 
diesem Zusammenhang seine 
nachdrückliche Unterstützung für die neu 
eingerichtete Behörde zur Bekämpfung der 
Geldwäsche (AMLA) im überarbeiteten 
Rahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
auf Unionsebene; ist nach wie vor zutiefst 
besorgt über die anhaltenden 
Verzögerungen in der Einrichtungsphase, 
insbesondere in Bezug auf Einstellungen, 
und fordert eine Beschleunigung der 
entsprechenden Einstellungsverfahren;

9. unterstreicht und bekräftigt in 
diesem Zusammenhang seine 
nachdrückliche Unterstützung für die neu 
eingerichtete Behörde zur Bekämpfung der 
Geldwäsche (AMLA) im überarbeiteten 
Rahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
auf Unionsebene; ist nach wie vor zutiefst 
besorgt über die anhaltenden 
Verzögerungen in der Einrichtungsphase, 
insbesondere in Bezug auf Einstellungen 
und fordert eine Beschleunigung der 
entsprechenden Einstellungsverfahren; 
fordert die Kommission auf, diesem 
Thema unverzüglich Priorität 
einzuräumen;

Or. en

Änderungsantrag 18
Joachim Streit

Entschließungsantrag
Ziffer 9
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Entschließungsantrag Geänderter Text

9. unterstreicht und bekräftigt in 
diesem Zusammenhang seine 
nachdrückliche Unterstützung für die neu 
eingerichtete Behörde zur Bekämpfung der 
Geldwäsche (AMLA) im überarbeiteten 
Rahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
auf Unionsebene; ist nach wie vor zutiefst 
besorgt über die anhaltenden 
Verzögerungen in der Einrichtungsphase, 
insbesondere in Bezug auf Einstellungen, 
und fordert eine Beschleunigung der 
entsprechenden Einstellungsverfahren;

9. unterstreicht und bekräftigt in 
diesem Zusammenhang seine 
Unterstützung für die neu eingerichtete 
Behörde zur Bekämpfung der Geldwäsche 
(AMLA) innerhalb des überarbeiteten 
Unionsrahmens; ist nach wie vor besorgt 
über die anhaltenden Verzögerungen in der 
Einrichtungsphase, insbesondere in Bezug 
auf Einstellungen, und fordert einen 
zügigen, aber gleichwohl effizienten 
Abschluss der Einstellungsverfahren, um 
sicherzustellen, dass die Behörde bei ihrer 
Tätigkeit über schlanke Strukturen und 
eine kosteneffiziente Verwaltung verfügt;

Or. en

Änderungsantrag 19
Dick Erixon

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. begrüßt, dass zusätzliche 
Einnahmen aus rechtskräftigen Geldbußen 
und Strafzahlungen in Höhe von 
1 185,1 Mio. EUR in den Haushaltsplan 
eingestellt werden; ist der Ansicht, dass es 
sich bei diesen Beträgen um echte 
Einnahmequellen der Union handelt, 
durch die die BNE-Beiträge der 
Mitgliedstaaten verringert werden; weist 
in diesem Zusammenhang darauf hin, 
dass die Kommission Änderungen für den 
nächsten MFR-Zeitraum vorgeschlagen 
hat, um sicherzustellen, dass solche nicht 
vorhersehbaren Einnahmen zu 
zusätzlichen Mitteln für Ausgaben führen 
können;

10. nimmt zur Kenntnis, dass 
zusätzliche Einnahmen aus rechtskräftigen 
Geldbußen und Strafzahlungen in Höhe 
von 1 185,1 Mio. EUR in den 
Haushaltsplan eingestellt werden;

Or. en
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Änderungsantrag 20
Auke Zijlstra

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. begrüßt, dass zusätzliche 
Einnahmen aus rechtskräftigen Geldbußen 
und Strafzahlungen in Höhe von 
1 185,1 Mio. EUR in den Haushaltsplan 
eingestellt werden; ist der Ansicht, dass es 
sich bei diesen Beträgen um echte 
Einnahmequellen der Union handelt, 
durch die die BNE-Beiträge der 
Mitgliedstaaten verringert werden; weist in 
diesem Zusammenhang darauf hin, dass 
die Kommission Änderungen für den 
nächsten MFR-Zeitraum vorgeschlagen 
hat, um sicherzustellen, dass solche nicht 
vorhersehbaren Einnahmen zu 
zusätzlichen Mitteln für Ausgaben führen 
können;

10. begrüßt, dass zusätzliche 
Einnahmen aus rechtskräftigen Geldbußen 
und Strafzahlungen in Höhe von 
1 185,1 Mio. EUR in den Haushaltsplan 
eingestellt werden; ist der Ansicht, dass es 
sich dabei um eine willkommene 
Sondereinnahme und nicht um eine 
reguläre Einnahmenquelle der Union 
handelt, auch wenn dadurch die BNE-
Beiträge der Mitgliedstaaten 
verringert werden;

Or. en

Änderungsantrag 21
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. begrüßt, dass zusätzliche 
Einnahmen aus rechtskräftigen Geldbußen 
und Strafzahlungen in Höhe von 
1 185,1 Mio. EUR in den Haushaltsplan 
eingestellt werden; ist der Ansicht, dass es 
sich bei diesen Beträgen um echte 
Einnahmequellen der Union handelt, durch 
die die BNE-Beiträge der Mitgliedstaaten 
verringert werden; weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass die 
Kommission Änderungen für den 
nächsten MFR-Zeitraum vorgeschlagen 
hat, um sicherzustellen, dass solche nicht 

10. begrüßt, dass zusätzliche 
Einnahmen aus rechtskräftigen Geldbußen 
und Strafzahlungen in Höhe von 
1 185,1 Mio. EUR in den Haushaltsplan 
eingestellt werden; ist der Ansicht, dass es 
sich bei diesen Beträgen um echte 
Einnahmequellen der Union handelt, durch 
die die BNE-Beiträge der Mitgliedstaaten 
verringert werden; weist darauf hin, dass 
solche außerplanmäßigen Einnahmen 
weiterhin als einmalig zur Verfügung 
stehende Ressourcen betrachtet sollten, 
die dazu eingesetzt werden, die finanzielle 
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vorhersehbaren Einnahmen zu 
zusätzlichen Mitteln für Ausgaben führen 
können;

Belastung der Mitgliedstaaten zu 
verringern, und nicht als Rechtfertigung 
für neue europäische Ausgaben dienen 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 22
Joachim Streit

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. begrüßt, dass zusätzliche 
Einnahmen aus rechtskräftigen Geldbußen 
und Strafzahlungen in Höhe von 
1 185,1 Mio. EUR in den Haushaltsplan 
eingestellt werden; ist der Ansicht, dass es 
sich bei diesen Beträgen um echte 
Einnahmequellen der Union handelt, durch 
die die BNE-Beiträge der Mitgliedstaaten 
verringert werden; weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass die 
Kommission Änderungen für den 
nächsten MFR-Zeitraum vorgeschlagen 
hat, um sicherzustellen, dass solche nicht 
vorhersehbaren Einnahmen zu 
zusätzlichen Mitteln für Ausgaben führen 
können;

10. begrüßt, dass zusätzliche 
Einnahmen aus rechtskräftigen Geldbußen 
und Strafzahlungen in Höhe von 
1 185,1 Mio. EUR in den Haushaltsplan 
eingestellt werden; ist der Ansicht, dass es 
sich bei diesen Beträgen um echte 
Einnahmequellen der Union handelt, durch 
die die BNE-Beiträge der Mitgliedstaaten 
verringert werden; betont, dass solche 
unerwarteten Einnahmen in erster Linie 
dazu verwendet werden sollten, die 
Beiträge der Mitgliedstaaten zu 
verringern oder den Haushaltsspielraum 
der Union zu vergrößern, anstatt neue 
Ausgaben zu finanzieren;

Or. en

Änderungsantrag 23
Victor Negrescu

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. nimmt die Aktualisierung der 
Anpassungen der Dienstbezüge für 2025 
zur Kenntnis und spricht sich dafür aus, 
die Auswirkungen dieser Anpassung auf 
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den Haushalt als technische Änderung in 
den Entwurf des 
Berichtigungshaushaltsplans Nr. 3/2025 
aufzunehmen; stellt fest, dass dies eine 
Kürzung um insgesamt 78,8 Mio. EUR 
bei den nichtgetrennten Mitteln der 
betreffenden Haushaltslinien und 
Abschnitte in Rubrik 7 bedeutet;

Or. en

Änderungsantrag 24
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. billigt den Standpunkt des Rates 
zum Entwurf des 
Berichtigungshaushaltsplans Nr. 3/2025;

12. lehnt den Standpunkt des Rates 
zum Entwurf des 
Berichtigungshaushaltsplans Nr. 3/2025 
ab;

Or. en

Änderungsantrag 25
Julien Sanchez, Angéline Furet

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. beauftragt seine Präsidentin, 
festzustellen, dass der 
Berichtigungshaushaltsplan Nr. 3/2025 
endgültig erlassen ist, und seine 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union zu veranlassen;

13. beauftragt seine Präsidentin, 
festzustellen, dass der 
Berichtigungshaushaltsplan Nr. 3/2025 
endgültig abgelehnt wurde, und seine 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union zu veranlassen;

Or. en

Änderungsantrag 26
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Dick Erixon

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. beauftragt seine Präsidentin, diese 
Entschließung dem Rat und der 
Kommission und den nationalen 
Parlamenten zu übermitteln.

14. beauftragt seine Präsidentin, diese 
Entschließung dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen 
Parlamenten und dem Nordischen Rat zu 
übermitteln.

Or. en


